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Veränderung der Lebenssituation; Unterhaltspflicht der Eltern; Abänderungsgründe



Sachverhalt


eltern sind geschieden
2 kinder
gemeinsame elterliche sorge
1 sohn bei mutter, 1 sohn bei vater
mutter zahlt fr. 550.-- für sohn beim vater
vater zahlt fr. 750.-- für sohn bei mutter

ohhutsentzug für sohn (beim vater), fremdplatzierung

unterhalt vater kläre ich zur zeit ab

frage
beschränkt sich der unterhalt der mutter auf die fr. 550.-- gemäss urteil
oder sind höhere beiträge zu prüfen.

meine vermutung
es bleibt bei den fr. 550.--

Erwägungen

1. Mit dem Obhutsentzug und der Platzierung des Kindes durch die Vormundschaftsbehörde geht der Unterhaltsanspruch des Kindes auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB). Der bisher von der Mutter an den Vater zu bezahlende Beitrag (Fr. 550.-/Mt) steht künftig dem Gemeinwesen zu. Es ist dementsprechend auch Sache des Gemeinwesens, die Frage einer allfälligen Anpassung der Unterhaltsbeiträge zu prüfen, entsprechende Vertragsverhandlungen zu führen, eine gegebenenfalls ausgehandelte veränderte Unterhaltsvereinbarung der Vormundschaftsbehörde zur Genehmigung zu unterbreiten (auch wenn damit ein Scheidungsurteil geändert wird, Art. 134 Abs. 3 ZGB), oder – falls es nicht zu einer Einigung kommt - das Gericht anzurufen.


2. Der Unterhaltsbeitrag bemisst sich nach Art. 285 ZGB, d.h. nach den Kriterien:

· Bedürfnisse des Kindes

· Lebensstellung der Eltern

· Leistungsfähigkeit der Eltern

· Vermögen und Einkünfte des Kindes

· Betreuungsbeitrag.

Mit der Fremdplatzierung dürften sich die Bedürfnisse des Kindes verändert haben (Erhöhung des Unterhaltsbedarfs). Ob sich auch der Betreuungsanteil der Mutter verändert, oder ob sie innerhalb der Platzierungsregelung im selben Umfang das Kind betreut ist abzuklären.


3. Bei erheblicher Veränderung der Verhältnisse sind die Unterhaltsbeiträge anzupassen (Art. 286 ZGB). Ob die Veränderung erheblich sei, bemisst sich danach, welche Verhältnisse der Unterhaltsbemessung im Zeitpunkt des ursprünglichen Urteils zugrunde gelegt worden sind. Damit sich diese Frage klären lässt, müssen die Erwägungen des Gerichts (oder allenfalls der Anwälte im Rahmen der Konventionsverhandlungen) beigezogen werden.


4. Ob der Beitrag von Fr. 550.- beizuhalten oder anzupassen sei, ist im vorliegenden Fall durchaus einer Prüfung zu unterziehen, weil sich jedenfalls die Bedürfnisse des Kindes erheblich verändert haben dürften.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprech und Notar

Ligerz, 23. September 2002
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